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Leitsätze des Urteils 

1. Steuerrecht — Harmonisierung — Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem 
— Befreiungen nach der Sechsten Richtlinie — Befreiung der Lieferungen von vom 
Vorsteuerabzug ausgeschlossenen Gegenständen — Nationale Rechtsvorschriften, die die 
Umsätze der Mehrwertsteuer unterwerfen, mit denen ein Steuerpflichtiger Gegenstände 
wieder verkauft, die er zuvor seinem Betriebsvermögen zugeordnet hatte — Zulässigkeit 

(Richtlinie 77/388 des Rates, Artikel 13 Teil B Buchstabe c und 17 Absatz 6) 
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2. Steuerrecht — Harmonisierung — Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem 
— Sonderregelung für Gebrauchtgegenstände — Begriff des steuerpflichtigen Wiederver­
käufers — Unternehmen, das Fahrzeuge wieder verkauft, die es für seine Leasingtätigkeit 
als Gebrauchtwagen erworben hatte — Einbeziehung 

(Richtlinie 77/388 des Rates, Artikel 26a Teil A Buchstabe e) 

1. Artikel 13 Teil B Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch 
die Richtlinie 94/5 geänderten Fassung, 
der sich auf die Befreiung der Lieferun­
gen von vom Vorsteuerabzug nach 
Artikel 17 Absatz 6 der Richtlinie aus­
geschlossenen Gegenständen bezieht, ist 
dahin auszulegen, dass er nationalen 
Rechtsvorschriften nicht entgegensteht, 
die diejenigen Umsätze der Mehrwert­
steuer unterwerfen, mit denen ein Steu­
erpflichtiger Gegenstände wieder ver­
kauft, die er zuvor seinem Betriebs­
vermögen zugeordnet hatte und deren 
Anschaffung nicht nach Artikel 17 Ab­
satz 6 der Richtlinie 77/388 in ihrer 
geänderten Fassung vom Vorsteuerab­
zug ausgeschlossen war, auch wenn für 
diesen bei Steuerpflichtigen getätigten 
Erwerb ein Vorsteuerabzug deshalb 
nicht möglich war, weil diese keine 
Mehrwertsteuer anmelden konnten. 

Da bis heute das Gemeinschaftsrecht 
keine Bestimmung enthält, die die vom 
Vorsteuerabzug ausgeschlossenen Aus­
gaben aufzählt, können die Mitgliedstaa­
ten ihre Rechtsvorschriften auf diesem 
Gebiet beibehalten, bis der Gemein­
schaftsgesetzgeber eine Gemeinschafts­
regelung über die Ausschlüsse erlässt. 
Die in Artikel 13 Teil B Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie vorgesehenen Befrei­

ungen können daher nur für die Liefe­
rungen von Gegenständen gelten, deren 
Anschaffung nach den nationalen 
Rechtsvorschriften vom Vorsteuerabzug 
ausgeschlossen ist. Der Wortlaut dieses 
Artikels ist insoweit keiner anderen 
Auslegung zugänglich, die es erlauben 
würde, die Doppelbesteuerung eines 
Steuerpflichtigen zu verhindern, der sich 
nicht auf einen solchen Ausschluss 
berufen kann. 

(vgl. Randnrn. 23-24, 26, Tenor 1) 

2. Artikel 26a Teil A Buchstabe e der 
Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch 
die Richtlinie 94/5 geänderten Fassung, 
der sich auf die Sonderregelung über die 
Differenzbesteuerung des steuerpflichti­
gen Wiederverkäufers bei der Lieferung 
von Gebrauchtgegenständen, Kunstge­
genständen, Sammlungsstücken und 
Antiquitäten bezieht, ist dahin auszule­
gen, dass als „steuerpflichtiger Wieder­
verkäufer" im Sinne dieser Vorschrift ein 
Unternehmen angesehen werden kann, 
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das im Rahmen seiner normalen Tätig­
keit Fahrzeuge wieder verkauft, die es 
für seine Leasingtätigkeit als Gebraucht­
wagen erworben hatte, und für das der 
Wiederverkauf im Augenblick der An­
schaffung des Gebrauchtgegenstands 
nicht das Hauptziel, sondern nur sein 
zweitrangiges und dem der Vermietung 
untergeordnetes Ziel darstellt. 

Auf dem Markt des Gebrauchtwagen­
handels würde die Besteuerung des 
Gesamtpreises der von Leasingunter­
nehmen ausgeführten Lieferungen zu 
einer Wettbewerbsverzerrung zum 
Nachteil dieser Unternehmen und ins­
besondere zum Vorteil der Gebraucht­
wagenhändler führen, die in den Genuss 
der Regelung über die Differenzbesteue­
rung kommen. Denn ein Leasingunter­
nehmen könnte, um der berechtigten 
Erwartung der Erwerber zu entsprechen, 
gleichwertige Fahrzeuge zum gleichen 

Preis kaufen zu können, unabhängig 
davon, ob als Verkäufer ein Gebraucht­
wagenhändler oder ein Leasingunter­
nehmen auftritt, vernünftigerweise den 
von ihm geschuldeten Mehrwertsteuer­
betrag nicht auf seine Preise abwälzen, 
was für es zur Folge hätte, dass sich seine 
Marge entsprechend verringern würde. 
So ermöglicht es gerade die Anwendung 
der in Artikel 26a der Sechsten Richt­
linie vorgesehenen Regelung auf unter 
den genannten Voraussetzungen tätige 
Leasingunternehmen, das Ziel zu errei­
chen, das sich der Gemeinschaftsgesetz­
geber mit der Einführung dieser 
Regelung gesetzt hat, nämlich Doppel­
besteuerungen und Wettbewerbsver­
zerrungen auf dem Gebiet der 
Gebrauchtgegenstände zu verhindern. 

(vgl. Randnrn. 28, 40-41, 44, 
Tenor 2) 
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